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a) Zur Angebotsabgabe auffordernde Stelle, den Zuschlag erteilende Stelle sowie Stelle, bei der die 
Angebote einzureichen sind:

a1) Zur Angebotsabgabe auffordernde Stelle (Vergabestelle):
Name Kreisverwaltung Dithmarschen - Der Landrat -
Straße Stettiner Str. 30
PLZ, Ort 25746 Heide
Telefon 0481/97 - 1674 oder -1675 Fax      
E-Mail zentralevergabestelle@dithmarschen.de Internet www.dithmarschen.de

a2) Zuschlag erteilende Stelle:
Vergabestelle, siehe oben

a3) Stelle, bei der die Angebote einzureichen sind:
Adresse für elektronische Angebote https://www.subreport.de/E44475667

Anschrift für schriftliche Angebote      

b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung, SHVgVO § 3 (2) Nr. 3 zu UVgO § 8 (2),      
Vergabenummer 68/26-E44475667

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen:
Zugelassene Angebotsabgabe

    elektronisch
            in Textform
            mit fortgeschrittener/m Signatur/Siegel.
            mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

    schriftlich

d) Art, Umfang sowie Ort der Leistung (z.B. Empfangs- oder Montagestelle):
Ort der Leistung: Rungholtstraße 4, 25746 Heide

Jugendaufbauwerk Dithmarschen 

Art der Leistung: Lieferung eines PKW mit insg. 9 Sitzplätzen 

Umfang der Leistung:

Für das Jugendaufbauwerk Dithmarschen wird ein Personentransporter mit mindestens neun Sitzplätzen 
und vier Türen gesucht. 
Das Fahrzeug muss mit einem Dieselmotor ausgestattet sein. Es ist sowohl ein Automatik- als auch ein 
Schaltgetriebe zulässig.
Die Sitzkonfiguration muss eine herausnehmbare Sitzbank mit drei Sitzplätzen in der dritten Sitzreihe 
umfassen. Die Sitzbank muss ohne dauerhafte Veränderung des Fahrzeugs aus- und wieder eingebaut 
werden können.
Das Fahrzeug ist mit einer fest montierten Anhängerkupplung auszustatten.
Weitere Ausstattungsmerkmale sind:
- Klimaanlage
- ABS
- Autoradio mit Mobilfunktelefonvorbereitung Bluetooth/Freisprecheinrichtung (kompatibel mit 
handelsüblichen Mobiltelefonen)
- Navigationssystem (fest installiert)
- Parksensoren (vorne und hinten)
- Airbag-System für die Frontpassagiere
- Ganzjahresreifen

Bei Übergabe muss es sich um ein Fahrzeug mit einer Erstzulassung von höchstens sechs Monaten 
handeln. Der Kilometerstand darf bei Übergabe maximal 40.000 km betragen. Das Fahrzeug ist bei 
Übergabe mit einer neuen Hauptuntersuchung (HU) zu übergeben.

Voraussetzung ist ferner, dass sich eine für das Fahrzeug zuständige Vertrags- oder Fachwerkstatt des 
Auftragnehmers in einer Entfernung von maximal 50 km vom Standort 25746 Heide befindet. 
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e) Aufteilung in Lose:
nein
ja, Angebote sind möglich  nur für ein Los

 für ein oder mehrere Lose
 nur für alle Lose (alle Lose müssen angeboten werden)

f) Zulassung von Nebenangeboten:
nein
ja

g) Ausführungsfrist:
Die Lieferung des Fahrzeugs soll schnellstmöglich erfolgen.

h) Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen:
Vergabeunterlagen werden

elektronisch zur Verfügung gestellt unter:
https://www.subreport.de/E44475667
nicht elektronisch zur Verfügung gestellt. Sie können angefordert werden bei:
     

 Maßnahmen zum Schutz vertraulicher Informationen:
Abgabe Verschwiegenheitserklärung
andere Maßnahme:
     

Der Zugang wird gewährt, sobald die Erfüllung der Maßnahmen belegt ist.

Nachforderung
Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit Angebotsabgabe gefordert war, werden

 nachgefordert
 nicht nachgefordert

i) Angebots- und Bindefrist:
Ablauf der Angebotsfrist: am  14.10.2026 um  10:00 Uhr
Ablauf der Bindefrist: am  13.11.2026

j) Geforderte Sicherheitsleistungen:
Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter

k) Wesentliche Zahlungsbedingungen:
     

l) Zur Beurteilung der Eignung des Bewerbers verlangte Unterlagen:
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Unternehmen (Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunternehmen 
ist auf Verlangen nachzuweisen, dass diese präqualifiziert sind oder die
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläufigen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt "Eigenerklärung zur Eignung" (FB 124LD) vorzulegen. Bei Einsatz von 
Nachunternehmen sind auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch für diese abzugeben. Sind 
die Nachunternehmen präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter der diese in der Liste des 
Vereins für die Präqualifikation von Unternehme (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden. Gelangt das 
Angebot in die engere Wahl, sind die Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf gesondertes 
Verlangen durch Vorlage der in der "Eigenerklärung zur Eignung" genannten Bescheinigungen zuständiger 
Stellen zu bestätigen. 
 Das Formblatt "Eigenerklärung zur Eignung" ist in den Vergabeunterlagen bereitgestellt.
Akzeptiert wird neben der Eigenerklärung auf dem Formblatt 124LD als vorläufiger Nachweis auch eine 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE). Beide Unterlagen sind auf Verlangen durch entsprechende 
Nachweise zu ergänzen.

Sonstiger Nachweis:
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Ab einer Auftragssumme von 50.000 EUR ohne Umsatzsteuer wird der Auftraggeber für den Bieter, auf 
dessen Angebot der Zuschlag erteilt werden soll, einen Auszug aus dem Wettbewerbsregister des Bundes 
anfordern.

m) Zuschlagskriterien
siehe Vergabeunterlagen
nachfolgende Zuschlagskriterien, ggf. einschl. Gewichtung:
     

Sonstiges:
1. Hinweis zum Vergabeverfahren nach SHVgVO und UVgO
Gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 3 der Schleswig-Holsteinischen Vergabeverordnung (SHVgVO) ist eine 
Verhandlungsvergabe mit Bekanntmachung abweichend von § 8 Abs. 2 Satz 1 der UVgO ergänzend 
zulässig. In den Vergabeunterlagen ist ein gesonderter Hinweis zum Vergabeverfahren 
Verhandlungsvergabe mit Bekanntmachung nach der SHVgVO bereitgestellt.
2. Allgemeine Geschäftsbedingungen
Im Auftragsfall wird der Vertrag ausschließlich zu den sich aus den Vergabeunterlagen ergebenden 
Bedingungen geschlossen. Abweichende Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) des Bieters werden 
auch dann nicht Vertragsbestandteil, wenn ihnen nicht ausdrücklich widersprochen wird (Abwehrklausel).
3. Angabe zur Verhandlung
Der Auftraggeber behält sich das Recht gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2 der Unterschwellenvergabeordnung 
(UVgO) vor, den Auftrag auf Grundlage der ursprünglichen Angebote zu vergeben, ohne Verhandlungen 
durchzuführen.


